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Anlage II  
Synopse  

der Änderungen im Entwurf der 4. Änderungssatzung z ur Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeit rägen, Abwasser-
gebühren, Kleineinleitergebühren und Gebühren für d ie Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen 

der Gemeinde Rosendahl 
 

Bisherige Fassung  Neue Fassung (Änderungen fett)  
 

2. Abschnitt: 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 2 

Abwassergebühren und Kleineinleitergebühren 
 

(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage er-
hebt die Gemeinde nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 53c LWG 
NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der 
Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach 
§ 7 KAG NRW.  
 

(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW eingerechnet: 
 

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 
65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW),  

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser 
§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW), 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Ge-
meinde umgelegt wird (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LWG NRW). 
 
 

(3) Zur Deckung der Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 65 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW), die die Gemein-
de anstelle der Einleiter, die im Jahresdurchschnitt weniger als 8 
cbm je Tag Schmutzwasser aus Haushaltungen oder ähnlichem 
Schmutzwasser einleiten, zu zahlen hat, erhebt die Gemeinde Ro-

 
2. Abschnitt: 

Gebührenrechtliche Regelungen 
 

§ 2 
Abwassergebühren und Kleineinleitergebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage er-

hebt die Gemeinde nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG 
NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der 
Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach 
§ 7 KAG NRW.  
 

(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW  
eingerechnet:  
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 2 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW),  
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser 

(§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 A bwAG 
NRW),  

-  die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Ge-
meinde umgelegt wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW) . 
 

(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 S atz 1 Nr. 2 
i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 AbwAG NRW) wird im Rahmen der Ge-
bührenerhebung nach § 11 dieser Satzung erhoben, de r eine 
Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den Anforder ungen des 
§ 60 WHG und § 56 LWG NRW entspricht   
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sendahl gemäß § 65 LWG NRW in Verbindung mit § 6 dieser Sat-
zung von denjenigen eine Kleineinleitergebühr, die keine Kleinklär-
anlage haben, die den Anforderungen des § 57 LWG NRW ent-
spricht.  

 
(4) Die Schmutz und die Niederschlagswassergebühr sind grund-

stücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche 
Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW).  

 
 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseiti-

gung von Schmutz und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, 
Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie 
das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Be-
seitigung des Abwassers).  
 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwasser-
maßstab (§ 4).  

 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der Grundlage 

der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befes-
tigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstücken, von denen 
Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche Abwas-
seranlage gelangen kann (§5).  

 
(4) Die Kleineinleitergebühr wird nach der Zahl der Bewohner des 

Grundstückes, die zu Beginn des Erhebungszeitraumes 
(01.01.eines jeden Jahres) dort mit dem Hauptwohnsitz gemeldet 
sind, festgesetzt (§ 6). 

 

 
 
 
 
 

(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswassergebühr 
(Regenwassergebühr) sowie die Gebühren nach den §§ 6 und 
12 dieser Satzung  sind grundstücksbezogene Benutzungsgebüh-
ren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 
KAG NRW).  

 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseiti-

gung von Schmutz und Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, 
Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie 
das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der Be-
seitigung des Abwassers).  
 

(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwasser-
maßstab (§ 4).  

 
(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr)  bemisst 

sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).  

 
(4) Die Kleineinleitergebühr wird nach der Zahl der Bewohner des 

Grundstückes, die zu Beginn des Erhebungszeitraumes 
(01.01.eines jeden Jahres) dort mit dem Hauptwohnsitz gemeldet 
sind, festgesetzt (§ 6). 
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§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häusli-

chen und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Ab-
wasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser.  
 
 
 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die 
aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 
Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 
Abs. 4) des dem Erhebungszeitraum § 6 Abs. 1) vorangegangenen 
Kalenderjahres, abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar 
verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in 
die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5).  

 
 

(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch 
Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage bezogenem Wasser gilt die mit dem Wasserzähler 
gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasser-
zähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wassermenge 
von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vor-
jahres geschätzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häusli-

chen und gewerblichen Schmutzwassers berechnet, das der Ab-
wasseranlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt 
wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 
Veranlagungszeitraum für die Schmutzwassergebühr is t das 
Kalenderjahr.  
 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage bezogene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die 
aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 
Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 
Abs. 4) des dem Erhebungszeitraum § 6 Abs. 1) vorangegangenen 
Kalenderjahres, abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar 
verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in 
die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 5).  

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch 

Wasserzähler des örtlichen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem 
aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenem Was-
ser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als 
Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß 
funktioniert, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs des Vorjahres geschätzt. Die Da-
tenübernahme vom örtlichen Wasserversoger sowie die  Da-
tenspeicherung und Datennutzung der Wasserzähler-Da ten 
des Wasserversorgers erfolgt, um dem Gebührenpflich tigen 
die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ers paren. 
Sie dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasse rbesei-
tigungspflicht der Gemeinde (§ 46 Abs. 1 LWG NRW) s owie zur 
verursachungsgerechten Abrechnung der Schmutzwasser ge-
bühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der  
Schmutzwassergebühr. Insoweit hat der Grundstücksei gentü-
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(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen 

(z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine 
Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Was-
serzähler zu führen. Den Nachweis über den ordnungsgemäß funk-
tionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist 
dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers 
nicht zumutbar, so ist die Gemeinde berechtigt, die aus diesen An-
lagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grund-
lage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Ent-
nahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Be-
triebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im Gemeinde-gebiet). Eine Schätzung er-
folgt auch, wenn der Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktio-
niert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem 

Grundstück anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermengen (sog. Wasserschwundmengen abgezogen, die nach-
weisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nach-
weis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. 
Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis 
durch eine auf seine Kosten eingebaute, ordnungsgemäß funktio-
nierende und geeignete Messeinrichtung zu führen:  

 
 

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, 
die in regelmäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Ka-
librierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der 
Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der 

mer als Gebüh renschuldner den damit verbundenen Eingriff in 
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art . 2 Abs. 1 
Grundgesetz) zu dulden.  

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen 

(z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) hat der 
Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf seine 
Kosten eingebauten und messrichtig  funktionierenden Wasserzäh-
ler nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Den Nachweis 
über den messrichtig  funktionierenden Wasserzähler obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines 
solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Gemeinde be-
rechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu 
schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche 
Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage 
der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder 
unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Gemeinde-
gebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht 
messrichtig  funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem 

Grundstück anderweitig verbrauchten oder zurückgehaltenen Was-
sermengen (sog. Wasserschwundmengen abgezogen, die nach-
weisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nach-
weis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebühren-pflichtigen. 
Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis 
durch eine auf seine Kosten eingebaute, mess-richtig  funktionie-
rende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, MessEichV) zu führen:  

 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, 
die in regelmäßigen Abständen kalibriert werden müssen. Die Ka-
librierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzuführen und der 
Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der 
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Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nach-
weis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen 
nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall 
technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumut-
bar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten einge-
bauten, ordnungsgemäß funktionierenden und geeichten Wasser-
zähler zu führen. Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß den 
§§ 12 bis 14 i.V.m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bundes-Eichordnung 
durch einen neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der 
Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des 
Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-
mengen nicht statt.  
 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen.  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung 
der Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Ge-
bührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus die-
sen Unterlagen muss sich ins-besondere ergeben, aus welchen 
nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen ge-
eignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf 
dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermögli-
chen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder 
nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-
schwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasser-
schwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachter-
lichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom 

Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nach-
weis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugsmengen 
nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall 
technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumut-
bar, so hat er den Nachweis durch einen auf seine Kosten einge-
bauten, messrichtig  funktionierenden und geeichten Wasserzähler 
zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut 
geeicht werden oder durch einen neuen Wasserzähler mit ei-
ner Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Der 
Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des 
Wasserzählers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung der Abzugs-
mengen nicht statt.  
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen.  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung 
der Wasserschwundmengen technisch nicht möglich oder dem Ge-
bührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige 
den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus die-
sen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen 
nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen 
Abwassereinrichtung nicht zugeleitet werden und wie groß diese 
Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen ge-
eignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf 
dem Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu ermögli-
chen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen unschlüssig und/oder 
nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-
schwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige 
durch ein spezielles Gutachten bezogen auf seine Wasser-
schwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er die gutachter-
lichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehens-weise und vom 
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zeitlichen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kos-
ten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch 
einen schriftlichen Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres 
durch den Gebührenpflichtigen bei der Gemeinde geltend zu ma-
chen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der 
Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 
15.01. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag 
endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag.  

 
(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 2,48 €.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zeitlichen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kos-
ten für das Gutachten trägt der Gebührenpflichtige.  
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch 
einen schriftlichen Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres 
durch den Gebührenpflichtigen bei der Gemeinde geltend zu ma-
chen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung der 
Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 
15.01. des nachfolgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag 
endet die Ausschlussfrist am darauf folgenden Montag.  

 
(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 2,48 €.  
 
 

§ 4 a 
 

Schätzung des Wasserbezuges aus privaten Wasservers orgungs-
anlagen 

 
(1) Grundlage für die Schätzwerte des Wasserbezuges  aus Was-

serversorgungsanlagen sind die jeweils tatsächliche n Gege-
benheiten der Grundstücke. Insbesondere sind die Ar t der 
Nutzung des Grundstückes, sowie der Umfang der Einb ezie-
hung privater Wasserversorgungsanlagen zu berücksic hti-
gen. 
 

(2) Bei Wohngrundstücken, die an die öffentliche Wa sserversor-
gung angeschlossen sind und zusätzlich über private  Was-
serversorgungsanlagen Eigenwasser beziehen, werden für 
die Schätzung der Wassermenge des gewonnenen Eigenw as-
sers für jeden Monat folgende Werte pro Person zugr unde ge-
legt: 

 
Toiletten  1,00 cbm 
Waschbecken 0,40 cbm 
Badewanne  0,65 cbm 
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§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser 

ist die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht lei-
tungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von be-
bauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Ge-
fälles Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage 
gelangen kann. 
 

(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen wer-

Dusche   0,65 cbm  
Waschmaschine 0,55 cbm 
Spülbecken  0,20 cbm 
Spülmaschine 0,30 cbm 
Außenanschluss 0,25 cbm. 

 
(3) Befinden sich auf Grundstücken, auf denen aussc hließlich 

private Wasserversorgungsanlagen genutzt werden , k eine 
Wasserzähler, so berechnet sich die Gesamtnutzung i m Mo-
nat über einen Pauschalwert von 4 cbm pro Person.  
 

(4) Wird ein Wasserzähler zur Bemessung des Eigenwa ssers aus 
privaten Wasserversorgungsanlagen erstmals installi ert, kann 
nach Ablesen des Zählerstandes (i.d.R. im Monat Dez ember 
desselben Jahres) eine nachträgliche Anpassung der Schätz-
werte aus Absatz 2 schriftlich beantragt werden. De r Wasser-
zähler muss den Anforderungen aus § 4 Abs. 5 Nr. 2 entspre-
chen und mindestens 4 Monate vor der Ablesung im la ufen-
den Kalenderjahr installiert worden sein.  

 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser 

ist die Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht lei-
tungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von be-
bauten und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Ge-
fälles Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseranlage 
gelangen kann. 

 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen 
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den im Wege der Befragung der Eigentümer der angeschlossenen 
Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, 
der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie der für die öffentliche 
Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück 
mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Insbesondere ist er verpflichtet, zu 
einem von der Gemeinde vorgelegten Lageplan über die bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigte sowie abflusswirksamen 
Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und mitzutei-
len, ob diese Flächen durch die Gemeinde zutreffend ermittelt wur-
den. Auf Anforderung der Gemeinde hat der Grundstückseigentü-
mer einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, 
aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbauten) und/oder befes-
tigten Flächen entnommen werden können. Soweit erforderlich, 
kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. 
Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht 
nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/ 
Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute 
(bzw. überbaute)und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche 
von der Gemeinde geschätzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verän-
dert, so hat der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde inner-
halb eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. 

werden im Wege der Befragung der Eigentümer der angeschlos-
senen Grundstücke ermittelt. Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl der 
bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie der für die 
öffentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem 
Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Die Gemeinde er-
stellt durch eine Überfliegung des Gemeindegebietes  Luftbil-
der von den Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein 
zeichnerischer Lageplan zur Befragung des Grundstüc ks-
eigentümers entwickelt, aus welchem sich die bebaut en (bzw. 
überbauten) und/oder befestigten abflusswirksamen F lächen 
ergeben, von denen das Niederschlagswasser in die ö ffentli-
che Abwasseranlage gelangt. Der Grundstückseigentüm er ist 
verpflichtet, zu dem zeichnerischen Lageplan Stellu ng zu 
nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flä chen 
durch die Gemeinde zutreffend ermittelt worden sind . Soweit 
erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weiterer Unterlagen 
einfordern . Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwir-
kungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine ge-
eigneten Angaben/ Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, 
wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte sowie ab-
flusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt. Die Datener-
hebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt z ur ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspfli cht 
der Gemeinde (z.B. Planung und ausreichende Dimensi onie-
rung der öffentlichen Kanäle), zur verursachungsger echten 
Abrechnung der Niederschlagswassergebühr und zum Na ch-
weis der rechtmäßigen Erhebung der Niederschlagswas ser-
gebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebüh-
renschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung zu dulden. 

 
(3) Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche verän-

dert, so hat der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde inner-
halb eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzuzeigen. 



9 

Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die verän-
derte Größe der bebauten und/oder versiegelten Fläche wird mit 
dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungs-
anzeige durch den Gebührenpflichtigen der Gemeinde zugegangen 
ist.  

 
(4) Die Gebühr für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter 

Fläche i. S. d. Abs. 1 beträgt 0,66 €.  
 

 
§ 9 

Fälligkeit der Gebühr 
 

(1) Die Benutzungsgebühr und die Kleineinleitergebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die 
Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben wer-
den. Erfolgt die Anforderung zusammen mit der Grundsteuer, so 
gilt deren Fälligkeit (§ 28 Grundsteuergesetz).  
 

(2) Das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt einmal 
jährlich, und zwar zum Jahresende für das abgelaufene Kalender-
jahr. Soweit erforderlich, kann sich die Gemeinde hierbei der Mit-
arbeit der Gebührenpflichtigen bedienen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Für die Änderungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die verän-
derte Größe der bebauten und/oder versiegelten Fläche wird mit 
dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, nach dem die Änderungs-
anzeige durch den Gebührenpflichtigen der Gemeinde zugegangen 
ist.  

 
(4) Die Gebühr für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter 

Fläche i. S. d. Abs. 1 beträgt 0,66 €.  
 

 
§ 9 

Fälligkeit der Gebühr 
 

(1) Die Benutzungsgebühr und die Kleineinleitergebühr werden einen 
Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Ge-
bühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden.  

 
 
 
(2) Die Berechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler 

der Zählereinrichtungen erfolgt einmal jährlich, und zwar zum Jah-
resende für das abgelaufene Kalenderjahr. Soweit erforderlich, 
kann sich die Gemeinde hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflich-
tigen bedienen.  
 
 

§ 9 a 
Abschlagszahlungen 

 
Die Gemeinde erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 1 5.11. jeden Ka-
lenderjahres Abschlagszahlungen in Höhe von ¼ des B etrages der 
mit dem Gebührenbescheid festgelegten Jahres-Abwass ergebühr. 
Die Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalend erjahres. 
 

 


